
Bürgermeister Christian Riesterer
hatte das Thema auf die Tagesord-
nung gesetzt, um im Gemeinderat
einen Konsens über die Position der
Gemeinde zu erreichen. „Die Tuni-
bergrandtrasse kann für Gotten-
heim keine Option sein. Wir haben
eine Studie in Auftrag gegeben, die
zu dem Schluss kommt, dass min-

Im Gottenheimer Gemeinderat wurde über mögliche Trassen der B31-West beraten

destens ein Drittel unserer Bürgerin-
nen und Bürger vom Lärm dieser
Trasse massiv betroffenwären“, gab
der Bürgermeister zu bedenken.

DemGemeinderat stellte erdie In-
halte der Informationsveranstal-
tung des Regierungspräsidiums
vom 5. Oktober in Breisachvor. Dort
hatten die Planer des Regierungs-
präsidiums nicht nur alle neun zu
prüfenden Trassenvarianten nebst
einiger Untervarianten, sondern
auch die Kriterien vorgestellt, nach
denen die verschiedenen Trassen
geprüft und abgewogen werden.
Insbesondere der Naturschutz, die
Landwirtschaft, aber auch das
Grundwasser, die Kosten und nicht
zuletzt der Mensch fallen hier unter
anderem ins Gewicht.

In der Diskussion im Gemeinde-
rat in Gottenheim kristallisierte sich
heraus, dass eine Trasse am Tuni-
bergrand, die direkt unterhalb des
Neubaugebietes Steinacker-Berg
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verlaufen würde, für Gottenheim
nicht akzeptabel sein kann.

Die Behörde habe die Gemeinden
um Informationen gebeten, die für
die Abwägung der verschiedenen
Trassenwichtig seien, soderBürger-
meister. Gottenheim sei von der B31-
West sehr stark betroffen. Nehme
man beide Abschnitte – der beste-
hende und der noch zu bauende zu-
sammen - werde die Gemarkung
komplett durchschnitten. „Wirwün-
schen uns, dass die Bundesstraße
auf Gottenheimer Gemarkung als
Ganzes betrachtet wird, und unsere
Betroffenheiten beim RP ins Ge-
wicht fallen“, so der Bürgermeister.

Aus der Sitzung nahm das Ge-
meindeoberhaupt den Auftrag des
Gemeinderatesmit, in einemSchrei-
ben an das Regierungspräsidium
die Position der Gemeinde Gotten-
heimklar zumachen– insbesondere
die Ablehnung der Tunibergrand-
trasse. Marianne Ambs

Wie eine Untersuchung im Auftrag der Gemeinde Gottenheim zeigt, wären bei der Umsetzung der Tunibergrand-

trasse mindestens ein Drittel der Einwohner massiv vom Lärm der Bundesstraße beeinträchtigt. Foto: ma
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